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Der Bimdesminister für 

wirtschaftliche Zusammenarbeit Bonn, den 18. Juli 1967 

Kab - E 9050 - 12/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Empfehlung 490 der Beratenden Versammlung des 
Europarates 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Serres, Dr. Schulz 
(Berlin), Dr. Rutschke und Genossen 
— Drucksache V/2001 — 


Im Einvernehmen mit den Herren Bundesministern des Aus- 
wärtigen, der Finanzen und für Wirtschaft beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung zu Maßnahmen bereit, um den Gchul- 
dendienst der Entwicklungsländer auf ein erträgliches Maß 
herabzusetzen? 


Die wachsende Verschuldung und die zunehmenden laufenden 
Verpflichtungen der Entwicklungsländer können gerade der 
Bundesrepublik nicht gleichgültig sein, weil sie das — nach den 
USA — zweitgrößte Gläubigerland der Welt ist und der weit- 
aus größte Teil der deutschen Auslandsforderungen auf die 
Entwicklungsländer entfällt; aus deren Sicht ist die Bundesre- 
publik Deutschland allerdings nur mit einem Teilbetrag an ih- 
ren gesamten Belastungen beteiligt. 

Die Verschuldung der Entwicklungsländer wird nicht nur von 
den öffentlichen Entwicklungshilfe-Krediten, sondern auch 
durch den privaten Handelsverkehr mitbestimmt. Wegen der 
kürzeren Laufzeiten und der höheren Marktzinssätze ergeben 
sich hier sogar relativ höhere laufende Belastungen. Viel hängt 
von der Bereitschaft der Entwicklungsländer ab, sich selbst 
eine Vorstellung von ihrer Zahlungsfähigkeit zu machen. 

Alle Versuche, das Verschuldungsproblem zu lösen, müssen 
davon ausgehen, daß die Prinzipien des freien marktwirt- 
schaftlichen Waren- und Kapitalverkehrs aufrechterhalten oder 
wiederhergestellt werden. 
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In den vergangenen Jahren hat die Bundesregierung die Kon- 
ditionen ihrer Entwicklungshilfe-Kredite zunehmend „weicher" 
gestaltet, um dadurch den Entwicklungländern den Schulden- 
dienst zu erleichtern. Im Zeitraum von 1961 bis 1966 sind die 
Durchschnittszinssätze der Neuzusagen von 4,7®/o auf 3,4Vo ge- 
senkt worden bei einer gleichzeitigen Verlängerung der durch- 
schnittlichen Laufzeit von 14V2 Jahre auf 21V4 Jahre und der 
tilgungsfreien Zeit von 4V2 Jahre auf 6V4 Jahre. Damit hat sich 
die Bundesrepublik — trotz des im Vergleich zu anderen Ge- 
berländern höheren inländischen Zinsniveaus — weitgehend 
den Empfehlungen des Entwicklungshilfe-Ausschusses der 
OECD (Durchschnittskondition: 3Vo Zins, 25 Jahre Laufzeit, 
7 Freijahre) angepaßt. 

Die Bundesregierung legt in ihrer Kapitalhilfe-Politik beson- 
deren Wert auf Vorhaben, die sich schnell amortisieren und 
zugleich die Devisenbilanz des Nehmerlandes verbessern. Im 
übrigen unterstützt die Bundesregierung durch Maßnahmen 
nicht nur der Kapitalhilfe, sondern auch der Exportberatung 
und der Handelsförderung die notwendigen Eigenanstrengun- 
gen der Entwicklungsländer zur Verbesserung ihrer Zahlungs- 
bilanzsituation und damit ihrer Schuldendienstfähigkeit. 

Die meisten Entwicklungsländer bemühen sich mit Erfolg, ihren 
Schuldendienstverpflichtungen vertragsgemäß nachzukommen. 
Wo jedoch Schuldenregelungen nötig werden, sind gleichge- 
richtete Maßnahmen möglichst aller großen Gläubigerländer 
und ggf. eine Einbeziehung der Handelsschulden wünschens- 
wert. An internationalen Regelungen dieser Art hat die Bun- 
desregierung stets konstruktiv mitgewirkt. 


2, Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß das von 
der OECD vorbereitete Abkommen über den Schutz ausländi- 
schen Eigentums so bald wie möglich unterzeichnet und ratifi- 
ziert werden kann? 


Das von der OECD in langjährigen Beratungen vorbereitete 
Abkommen über den Schutz ausländischen Eigentums stellt 
bisher nur einen noch nicht endgültig fertiggestellten Entwurf 
dar (Draft Convention on the Protection of Foreign Property). 
Die Bundesregierung hat die Arbeiten an diesem Entwurf stets 
unterstützt. Die Arbeiten hatten einen Abkommensentwurf 
zum Ziel, der die Unterzeichnung durch sämtliche OECD-Staa- 
ten und den Beitritt durch Drittstaaten ermöglichen sollte. 

Schwierigkeiten bei der Behandlung des Entwurfs haben be- 
sonders im Laufe des letzten Jahres im Rahmen der OECD zu 
Überlegungen geführt, die in dem Entwurf festgelegten Prin- 
zipien wenigstens in Form einer Ratsentschließung zu billigen, 
ihre Anwendung allgemein zu empfehlen und den Entwurf in 
seiner jetzigen Fassung zu veröffentlichen. Auch diese Mini- 
mallösung hat bisher keine einheitliche Zustimmung gefunden, 
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zumal aus besonderen Gründen von Entwicklungsländern, die 
der OECD angehören, Vorbehalte angemeldet worden sind. Die 
Bemühungen, diese Schwierigkeiten zu überwinden, sind noch 
nicht abgeschlossen. 

Unter diesen Umständen ist mit einer Unterzeichnung und Rati- 
fizierung des Abkommensentwurfs kaum zu rechnen. Die Bun- 
desregierung ist jedoch weiter daran interessiert, daß, wenn 
vielleicht auch nur auf lange Sicht, ein solches Abkommen zu- 
stande kommt. 


3. stimmt die Bundesregierung der Einrichtung einer internatio- 
nalen Agentur für die Absicherung der Investitionen in den 
Entwicklungsländern im Rahmen der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung zu? 

Die Beratungen innerhalb der Internationalen Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung (Weltbank) über die Einrichtung 
einer internationalen Agentur zur Versicherung von Investi- 
tionen in den Entwicklungsländern befinden sich in einem 
Stadium, in dem eine abschließende Stellungnahme noch nicht 
möglich ist. 

Grundsätzlich ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
eine Investitionsversicherung den Fluß des privaten Kapitals 
in die Entwicklungsländer fördert. Deutsche Investoren können 
deshalb schon seit 1960 Bundesgarantien für ihre Investitionen 
in den Entwicklungsländern erhalten. Da sich dieses Garantie- 
system bewährt hat und laufend den Erfordernissen der Praxis 
angepaßt wird, erscheint ein deutscher Beitritt zu einer inter- 
nationalen Agentur nicht notwendig. Es ist nicht zu erwarten, 
daß ein internationales System dem deutschen Investor günsti- 
gere Bedingungen bieten würde als das deutsche. Die Bundes- 
regierung hat jedoch Verständnis dafür, wenn besonders die- 
jenigen — vornehmlich kleineren — ■ Kapitalausfuhrländer, die 
keine eigene Investitionsversicherung haben, eine internatio- 
nale Einrichtung schaffen wollen. Der deutsche Direktor in der 
Weltbank beteiligt sich daher aktiv an den derzeitigen Bera- 
tungen und steuert in Einzelfragen die Erfahrungen der deut- 
schen Investitionsversicherung bei. 


In Vertretung 

Dr. Hein 
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